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Verkündet

am 1„März 1956

I m N a m e n d e s V o 1 k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 1. März 1956

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts ......;. vom 25° März 1954-
wird als unzulässig verworfen,

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—
statten„

Von Rechts wegen„
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aa ü ‚n__d_s‚i
Der Kläger ist am 25° September 1943 bei einem Bombenangriff

in Italien in der linken Augenbrauengegend verwundet wordenu Nach

erster Versorgung im Feldlazarett ist er wegen Zustandes nach

schwerer Gehirnerschütterung bis zum 1° Dezember 1943 im Reserve—

1azarettXäXXXXXXXXXX5tati0när behandelt worden° Die Zusammen—
fassung des Krankenblattes des Reservelazaretts liegt vor„ Vom

Frühjahr 1944 ab hat der Kläger wieder bei der Feldtruppe Dienst

geleisteto.Er hat in seinem unter_dem 28° Juni 1949 gestellten

Antrag auf Rente nach dem Bayerischen Körperbeschädigtenlci—

stungsgesetz (KBLG) geltend gemacht, daß er infolge der Verwun—

dung an Kopfschmerzen und Schwindelgefühl leideo Daraufhin ist

er auf Veranlassung der damals für die Behandlung seines Antrags

zuständigen Körperbeschädigtenabteilung der Landesversicherungs—

anstalt (LVAO) XXXKXXXKXXXXXXXXXXKXXXXXXKXXXXXXXXXXXXXXXam
160 November 1950 durch den Facharzt für Nervenkrankheiten

Hxxxxxxixx und vom 70 Mai 1951 bis 16° Mai 1951 im >'<5cai>äxxxxxxxx«
KXKXXXXKÄXKKKNMXXKXXXXKXXXXKKXXKXKKKXKXKXXXXKXXXXXXXlunterSUCht

und begutachtet worden„ Das Krankenhaus hat Nebengutachten eines

_Facharztes für Augenkrankheiten und eines solchen für Hals—?

Nasen— und Ohrenkrankheiten eingeholto Dabei haben sowohl

XXXXXXXXXXXaJs auch dasiäXXXXXEßrankenhaus das Krankenblatt der

Nervenklinik der xxxXXXXXXXX—XXXXXXXXXxxxXxxmiixxxxxxx'-xi>éxxxxxx
‘_xxxxXg„ in der der Kläger auf Veranlassung seines behandelnden „fi

Arztes vom 7° Juni bis 12° Juli 1950 untergebracht war? verwern

tet° Chefarztv523XXX; KXKVV*KVX und der Abteilungsarzt der neuro“.'L‘:Ld [ml—J". x1'.JL

logischen Abteilung des 73ÜCÜÜCKrankenhause8XKXXXXXXXKXZ haben

in ihrem Gutachten vom 250 Mai 1951 ausgeführt‚ daß für eine

Hirnsubstanzschädigung des Klägers kein Anhalt bestehe, und daß

Folgen der Gehirnerschütterung nicht beständeno Im übrigen wird

auf die Gutachten und den Inhalt des Krankenblattes Bezug genom—

men„

Das VersorgUngsamt (VersAo)'xxxxxxxxlhat mit Bescheid vom
6„ Juli 1951 "überstandene commotio cerebri, leichte lnnenohr—

schwerhörigkeit links" als Schädigungsfolgen anerkannt, die

Gewährung einer Rente nach dem KBLG und dem Bundesversorgungs—
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gesetz (BVG) aber abgelehnt, weil eine MdB nicht bestehe„Die'
übrigen geltend gemachten Gesundheitsstörungen stünden mit

den Verhältnissen des Wehrdienstes nicht in ursächlichem

Zusammenhang°

DasOberversicherungsamt(OVAQ)xxxxxxxxhat die Berufung
gegen diesen Bescheid nach mündlicher Verhandlung am
27, Dezember 1951 zurückgewiesen° Es hat in den Gründen
seiner Entscheidung ausgeführt, daß nach den Gutachten des

kxxxäxxxxxu des xXxxxx'Krankenhauses und des gerichtlichen

Sachverständigen XXXXXXXX(Facharzt für Neurologie und‘.
Psychiatrie} eine Schädigung der Hirnsubstanz nicht fest—
gestellt werden sei„ Auch sei nach einer vom Kläger im

Berufungsverfahren vorgelegten Bescheinigung der XXXXXXXXX

hrxxkxxxxxiXxxxxixxrtxxxrxäixXxxixxxXXXXvom26° Juli 1951
dort während der Behandlung vom 7„ Juni bis 12° Juli 1950
kein krankhafter neurologischer Befund erhoben werden; als

Ursache der Beschwerden sei eine vegetative Dystonie ange—

nommen worden, Diese Störung‚sei nach den vom VersAo und
dem OVA„ eingeholten Gutachten keine Folge des Wehrdien—
steso '

Der Kläger hat im Rekursverfahren vor dem XXXXXXXXXXXXXXXX
hXXXXXXXXKXXKXXXXXXeine gutechtliche Stellungnahme des
Facharztes für Neurologie und Phychiatrie‚ xxxxxxxxxxxxxx

Kxxx der ihn in der Nervenklinik der KKXXXXXXXXXXX%X;XXXXX

KXXXXXXXXXXXXXKXX untersucht und behandelt hatte, vorge—

legto Dieser hat ausgeführt, daß es
sich bei der Verwuné

dung um eine ernstere Schädigung gehandelt habe; es sei

sogar fraglich, ob nicht eine Hirnquetschung vorgelegen

habe° Die jetzt noch bestehenden vegetativen Beschwerden

müßten als Schädigungsfolgen anerkannt werden. Es könne

durch Spezialuntersuchungen mit Belastungsprüfungen ermit—

telt werden, welchen Umfang sie heute noch hätten„

Das xxxxxxxxxxxxxxXxxxxxxakxxxxxxx (LSGer ), auf das der
Rekurs am l° Januar 1954 nach 5 215 Abs„ 3 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG? als Berufung übergegangen ist, hat diese

nach mündlicher Verhandlung am 250 März 1954 zurückgewie—
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sen, Es hat ausgeführt, daß dem vom
Prozeßbevollmächtigtén

des Klägers in der mündlichen Verhandlung gestellten Antrag

auf Einholung eines Obergutachtens von Amts wegen deshalb

nicht entsprochen werden sei, weil der Sachverhalt medizi—

nisch hinreichend geklärt sei° Durch die Gutachten des XXKXXXX

Krankenhauses und der Fachärzte XXXXMXXXXX und XXXXXXXX sei

erwiesen, daß der Kläger keine Gehirnquetschung erlitten habe°

Das XXXxXXXKrankenhaus habe darauf hingewiesen, daß das Elektro—

encephalogramm (Gehirnstrombild) lediglich allgemeine Verän—
derungen aufweise, die auch auf die vegetativs Dystonie bezo—

gen werden könnten° Das Encéphalogramm zeige zwar eine<äwas

auffallende Luftansammlung im Bereich der linken basalen

Systerncn; mit Rücksicht auf den regelrechten Gesichtsfeldbe—

fund könne jedoch hieraus nicht auf eine Erweiterung der

äußeren Liquorräume in diesem Bereich geschlossen werden° Das

LSGer° habe sich dieser Auffassung angeschlossen° Der Zusammen—
fassung des Reservelazaretts xxxxxxxXxxxxkomme mit Rücksicht

auf den engen zeitlichen Zusammenhang mit der Verwundung beson—

derer Beweiswert zu° Das gelte wegen der eingehenden stationä—

ren Untersuchung und Beobachtung auch von dem Gutachten des

XXXXXXXKrankenhauses° iXXXXXXXXXXXXXX habe dagegen nur den Ver—

dacht einer Gehirnquetschung ausgesprochen° Zudem sei in der

Bescheinigung der XXXXXXKXKKXXXXXKXKKXXXXXXXXXXXXXKXXXXXX

vom 26° Juli 1951 bestätigt werden, daß während der dortigen

Behandlung kein krankhafter neurologischer Befund erhoben wer—„
den sei° Die Folgen der Gehirnerschütterung seien entgegen der

Auffassung von.XXXXEXXX%EXXXXXXabgeklungeno Nach den Erkennt—
nissen und Erfahrungen der ärztlichen Wissenschaft klängen

Gehirnerschütterungsfolgen meist in ein bis zwei Jahren rest—
los ab° Nur in seltenen Ausnahmefällen blieben länger andauern—

de Resterscheinungen zurück° Ein solcher Fall liege hier nicht

vor° Der Kläger habe vom Frühjahr 1944 ab bereits wieder Front—
dienst geleistet, Er habe bei der Antragstellung und im Frage—
bogen vom 26° Juli 1949 angegeben, daß er nach der Entlassung

aus dem Wehrdienst nicht ärztlich behandelt worden sei, Somit

habe schon bei der Entlassung kein erheblicher Befund mehr
vorgelegeno Die geklagten Beschwerden hätten sich deshalb erst
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lange Zeit danach eingestellt und verschlimmertc Den Zeug—

nissen der behandelnden Ärzte, ■xxxxxxxx‘und xxxxxxixXxxßxl

die den jetzigen Zustand als Schädigungsfolge angesehen'

hätten, komme kein entscheidender Beweiswert zu, weil die—

se ihre Beurteilung ohne genaue Kenntnis der Unterlagen ab—
. gegeben und nicht begründet hätten, Da die leichte Innenohr—

schwerhörigkeit links keine MdB. bedinge und keine weiteren
Schädigungsfolgen vorlägen, habe der Kläger keinen An-

spruch auf Rente nach dem KBLG und BVG°

Der Prozeßbevollmächtigte des Klägers hat gegen dieses am

4° Mai 1954 zugestellte Urteil, in dem die Revision nicht

zugelassen werden ist, mit einem bei der Aufbaustelle des

Bundessozialgerichts (BSGerc) am 24. Mai 1954 eingegangenai
Schriftsatz Revision eingelegt und beantragt,

‚ das Urteil des LSGer. vom'25„ März 1954
aufzuheben und dem Beklagten die Kosten

aufzuerlegen°

Er hat in der Revisionsschrift ausgeführt, daß das angefoch—

tene Urteil an einem Verfahrensmangel leide‚ weil das Be—

runfungsgericht gerade die Gutachten der Fachärzte, die sich

nicht auf ein Encephalogramm hätten stützen können, als über—

zeugend angesehen habe, obwohl eine vorgenommene Luftfül—

lung bei dem Kläger den Nachweis einer Hirnschädigung er—

bracht habe„ Die Entscheidung des LSGer. beruhe auf einem

medizinisch nicht genügend aufgeklärten Sachverhalt° Es

habe XXXXXXXXXXXXXXXhören oder noch ein Obergutachten ein—
holen müssen„ In dem Schriftsatz vom 140 Juni 1954 hat der_

Prozeßbevollmächtigte weiter ausgeführt, daß das Berufungs-

gericht die Bescheinigungen des XXXXXXKKXXXX, des Reserve—

lazaretts XXXXXXXXXXX und die nervenfachärztliche Stellung—

nahme des Rxxxäxämikkxixx zu Unrecht nicht als beweiskräf—

tig angesehen habe„ Die Beurteilung von Schädelverletzungen,

insbesondere von Hirnquetschungen gehörten zu den schwierig—

sten Gebieten der ärztlichen Gutachtertätigkeit° Gerade
deshalb und wegen der Widersprüche in den verschiedenen

vorliegenden Gutachten sei eine weitere fachärztliche Unter—'
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suchung erforderlich gewesen. Im übrigen wird auf die Revisions—

schrift und den Schriftsatz vom 14° Juni 1954 Bezug genommen°

Der Revisionsbeklagte hat beantragt?

die Revision des Klägers zu verwerfen°

Der von dem Kläger gerügte Verfahrensmangel liege nicht vor„ Das

L3Ger° habe eingehend dargelegt, weshalb es kein Obergutachten ‘

eingeholt habe„ Im übrigen hat der Beklagte auf die Gründe des

Urteils des LSGer, verwiesen° ‘

Das LSGer° hat die Revision nicht zugelassen„ Sie könnte des—

halb im vorliegenden Fall nur statthaft sein, wenn ein wesent—

llicher Mangel des Verfahrens gerügt worden wäre und auch tat—

sächlich vorläge (@ 162 Abs„ 1 qu 2 SGG; Urteil des erkennen—

den Senats vom l4„701955 - BSGer° 1 3° 150}0 Dies trifft nicht

zu°

Die—Revision sieht einen Verfahrensverstoß zunächst darin, daß

das Berufungsgericht bei der Beurteilung der Frage, ob es sich

bei den Beschwerden des Klägers um einen Folgezustand der erlit—

tenen Verwundung handelt, insbesondere dem Gutachten desXXXXXXXX

Krankenhauses und nicht der Bescheinigung des behandelnden

Arztes.äXXXääXXXhXä und der gutschtlichen Stellungnahme des

'MXXXäXXXXXXXXXä1gef01gt sei° Zur näheren Begründung führt die

Revision aus‚daß sich die Stellungnahmeßon;mxxxxnxnrxxxxx
auf das Ergebnis einer Encephalographie stütze9 die den Befund

einer Hirnschädigung ergeben habe„ Die Vorinstanz habe zu Un—

recht angenommen? daß die Gutachten, die das Vbrliegen einer

Hirnschädigung verneint haben, überzeugender seien° Diese aus
@128 Abs„ 1 SGGhergeleitete Rüge ist unbegründet. Nach dieser
Vorschrift entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem

Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugungo Es hat in

dem Urteil die Gründe anzugeben, die für die richterliche Über—

zeugung leitend gewesen sind? Eine unrichtige oder nicht er—y

schöpfende Beweiswürdigung betrifft danach grundsätzlich nicht

den Gang des Verfahrens? sondern den Inhalt der getroffenen
Entscheidung„ Sie ist daher auch grundsätzlich kein Verfahrens—
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mangel, sondern ein Mangel in der Urteilsfindung (ebenso

Beschluß des BSGer‚ vom 16„12„1955‘_” 1 RA14/54 _; Reichs—
gericht im Urteil v0m 2202„l926 JW° 1926 S0 1452; Rosen—
berg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßrechts, 6° Auflage

@138 III 1 b; Stein—Jonas—Schönke, Kommentar zur Zivil—
prozeßordnung, 18° Auflage, Anm, II 2 zu 5 286), Ein Mangel,

des Verfahrens liegt nur dann vor, wenn das Berufungsgericht

die gesetzlichen Grenzen seines Rechts auf freie Beweiswür—

digung überschritten, z,Bo gegen Erfahrungssätze des täg—

lichen Lebens oder gegen Denkgesetze verstoßen hat (vgl°

Beschluß des BSGer. vom 16012„1955 — 1 RA 14/54 —; Urteil

des LSGer° Hamburg vom 21,4„l955‚ Breithaupt 1955 SO 1223
{l226}; Stein—Jonas—Schönke aoac‚0° Haueisen, NJW, 1955 3,1857

fl859} )„ Insoweit ist ein Mangel des angefochtenen Urteils
nicht erkennbar, Das LSGer„ hat die Streitfrage unter Berück—

sichtigung der Gutachten und Stellungnahmen aller im Verfah—

ren zu Wort gekommenen Ärzte gewürdigt und gegeneinander ab—

gewegen° Es hat das Ergebnis dieser Würdigung widerspruchs—

frei und ausführlich in den Urteilsgründen dargelegt, Fer—

ner hat es alle übrigen für die Entscheidung dieser Frage

wichtigen Gesichtspunkte, wie die fehlende Behandlungsbe—_

dürftigkeit des Klägers in der Zeit bis zur Rentenantrag—

stellung, und seine Angaben bei der Antragstellung berück—

sichtigt" Wenn sich das'Berufungsgericht bei der Entschei—

dung der Frage, ob der Kläger eine Hirnschädigung erlitten

hat und ob die Beschwerden, die ihn im Jahre 1949 zur Antrag—

stellung bewegen haben, Schädigungsfolgen sind, den:ächärzt-

lichen Gutachten des xxxxxxxxxx, des xxxxxx—Krankenhauses
und des XXXXXXXXX&nges0hIossen hat, so hat es von dem ihm

zustehenden Recht der freien Beweiswürdigung in gesetzlich

nicht zu beanstandender Weise Gebrauch gemacht, Diese Gut—

achten stützen sich auf einen widerspruchsfreien, eingehenden

Befund; sie sind unter Zuhilfenahme technischer Hilfsmittel

erstattet worden und die Beurteilung enthält keine Wider—
sprüche° Die Gutachten haben auch das Ergebnis der in der

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX vorgenom-

menen Encephalographie berücksichtigt und sich mit dem da—

bei erhobenen Befund auseinandergesetzt° Das Ergebnis der
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Beweiswürdigung des LSGer‚ beruht somit nicht auf einem Verfah—
rensmangel°

Die weitere Verfahrensrüge‚ daß das Berufungsgericht den Sachver—

halt nicht genügend erforscht und dem Antrag des Prozeßbevoll—

mächtigten des Klägers auf Einholung eines Obergutachtens zu Un—

’recht nicht stattgegeben habe (5 105 SGG)) ist ebenfalls unbe—
gründet° Zur näheren Begründung führt die Revision aus, daß die

Beurteilung von Schädelverletzungen zu den schwierigsten Gebie—

ten der ärztlichen Gutachtertätigkeit gehöre, DaXXXXXXXXXXXXXXXX

auf Grund des Encephalogramms einen einwandfreien Hirnschädi—

gungsbefund erhoben habe, während sich die gegenteiligen ärzt—

lichen Auffassungen nicht auf eine solche Spezialuntersuchung be—

rufen könnten, hätte das LSGer° die Streitfrage durch einen Ober—

gutachter klären lassen müssen°

'Nach @ 103 SGG hat das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen

zu erforschen, Es ist dabei jedoch nicht an das Vorbringen und

die Beweisanträge der Beteiligten gebunden° Es kann hiernach ohne

Antrag weiteren Beweis erheben oder auch von der Erhebung weite—

rer Beweise, die ein Betéiligter beantragt hat, absehen„ Das

Gericht bestimmt im Rahmen seines richterlichen Ermessens die

Ermittlungen und Maßnahmen, die zur Aufklärung des Sachverhalts

notwendig sind„ Sein Ermessen wird allerdings durch die in

@'l03 SGG festgelegte Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts

in dem für die Entscheidung erforderlichen Umfang begrenzt

(vgl.() Urteil des BSGer. vom 25.801955 — 4 RJ 21/54; Haueisen
auaooo)„ Das Gericht hat daher sorgfältig zu prüfen, ob im '

Einzelfall eine weitere Beweiserhebung erforderlich ist° So

können z„B„ ungelöste Widersprüche in medizinischen Gutachten,
insbesondere

wenn sie den festgestellten Befund betreffen, dazu

führen, daß das Gericht einen weiteren Sachverständigen oder

einen Obergutachter hört° Im vorliegenden Fall war das LSGer„
jedoch nicht verpflichtet, ein Obergutachten für die Beurteilung

der Frage des Vorliegens einer Hirnschädigung oder des ursäch—

lichen Zusammenhangs zwischen den heutigen Beschwerden des Kläe

gers und der Verwundung im Jahre 1943 einzuholeno Vielmehr
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standen ihm für die Würdigung mehrere widerspruchsfreie

Gutachten zur Verfügung° Ihm lagen nicht nur die die

‚Streitfrage übereinstimmend für den Kläger negativ

beantwortenden Gutachten des xxxxxx-Krankenhauses

und der Fachärzte XXXXEXXXX2 und xxxxxxxvaoro Auch

XXXXXXXXXXXXXXXhat entgegen der Behauptung der Revi—

sion keine Hirnschädigung festgestellt° In seinen ‘

Schlußbericht vom 170 Juli 1950 an den behandelnden

Arzt des Klägers hat er ausgeführt, daß an einen
diffusen traumatischen Hirnschaden gedacht werden

müsse° Das hat er in seiner Stellungnahme vom

29° Januar 1952 wiederholt und es nur als fraglich

bezeichnet‚ob der Kläger im Jahre 1943 nur eine Ge-

hirnerschütterung oder vielmehr eine Hirnquetschung

erlitten habe° Er hat somit keine zweifelsfreien me—
dizinischen Feststellungen getroffen° Seine Vermutungen

mußten das LSGer„ nicht zu weiterer Aufklärung veran—

lassen? weil ihm für die Würdigung andere widerspruchs—

freie fachärztliche Gutachten zur Verfügung standen„

Schließlich ist noch darauf hinzuweisen, daß die

Ausführungen von XXXXXXXXXX9 es sei zu befürchten,

daß der Kläger bei Anerkennung einer Hirnverletzung
arbeitsunwillig werde, seiner abschließenden Beur—

teilung nicht widersprechen° Er hat nämlich ausdrück-

lich festgestellt‚ daß die Diagnose "Hirnquetschung"

nur gpgligh sei„ Bei dieser Sach— und Rechtslage
_

bestand für das Berufungsgericht keine verfahrens—

rechtliche Pflicht zur Einholung eines Obergut—
achtens° Es hat seine Pflicht zur Sachaufklärung

(@ 105 SGG) nicht verletzt„

Da die gerügten Verfahrensmängel nicht vorliegen und

weitere Rügen nicht vorgebracht sind, ist die Revi—

sion nicht statthafto Sie war daher als unzulässig

zu verwerfen (@ 169 Satz 1 und 2 SGG)°
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Kosten sind nicht zu erstatten, da die Aufwendungen des

'Beklagten nicht erstattungsfähig sind (@ 195 Ab's° l Halb-

satz 1, Abs„ 4°SGG)° ,
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